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Vorbemerkung 

Der Wechsel ist ein klassisches Instrument des internationalen Zah-
lungs- und Kreditverkehrs, das nach wie vor im grenzüberschreiten-
den Handel in vielfältiger Weise Verwendung findet. Gleichwohl gibt 
es aber keine umfassende, systematische Darstellung des deutschen 
Wechselkollisionsrechts aus neuerer Zeit. Auch im übrigen hat sich 
das deutsche Wechsel- und kollisionsrechtliche Schrifttum in den letz-
ten Jahrzehnten kaum mit Fragen des internationalen Wechsel-
rechts ̂  beschäftigt. 

Das geringe Interesse an diesem Rechtsgebiet dürfte auf die verbrei-
tete Auffassung zurückzuführen sein, alle wesentlichen Probleme des 
grenzüberschreitenden Wechselverkehrs seien durch die Genfer 
Wechselrechtskonferenz von 1930 gelöst worden. Vielfach wird näm-
lich angenommen, daß ein Wechselkollisionsrecht angesichts der 
Vereinheitlichung des materiellen Wechselrechts durch das Genfer 
Abkommen über ein Einheitliches Wechselgesetz kaum noch erfor-
derlich sei und jedenfalls alle verbleibenden Rechtsanwendungsfra-
gen abschließend durch das ergänzende kollisionsrechtliche Ab-
kommen beantwortet würden. 

Wie im einzelnen zu zeigen sein wird, ist das internationale Wechsel-
recht durch das Genfer Abkommen zur Vereinheitlichung des materi-
ellen Wechselrechts jedoch durchaus nicht überflüssig geworden. 
Ebenso wird auch das Genfer Abkommen zum internationalen Wech-
selrecht überschätzt, denn es enthält keineswegs eine vollständige 
Regelung des Wechselkollisionsrechts, sondern seine Vorschriften 
lassen zahlreiche Anknüpfungsfragen offen, die im übrigen auch in 
der verfügbaren Spezialliteratur zum internationalen Wechselrecht 
bisher nicht hinreichend geklärt worden sind.^ 

1 Der Begriff "internationales Wechselrecht" wird hier und im folgenden aus-
schließlich im Sinne von "Wechselkollisionsrecht" verwendet. Dies entspricht 
der überwiegend gebräuchlichen Terminologie. Zum Teil wird in der Literatur 
mit "internationalem Wechselrecht" aber auch das international vereinheit-
lichte materielle Wechselrecht bezeichnet. 

2 Ahnlich stellt sich die Situation im - hier nicht behandelten - scheckrechtlichen 
Bereich dar. Auch das deutsche materielle Scheckrecht beruht auf einem in-
ternationalen Abkommen, dem Genfer Abkommen über ein Einheitliches 
Scheckgesetz vom 19. März 1931. Ergänzt wird es in kollisionsrechtlicher Hin-
sicht durch das gleichzeitig unterzeichnete Genfer Abkommen über Bestim-
mungen auf dem Gebiete des internationalen Scheckprivatrechts (vgl. RGBl. 
1933 II, S. 537 ff). Eine umfangreiche Darstellung des deutschen Scheckkolli-



2 Vorbemerkung 

Ziel der vorliegenden Arbeit ist es daher, einen umfassenden und sy-
stematischen Uberblick über das deutsche internationale Wechsel-
recht zu geben. Einen Schwerpunkt der Untersuchung bilden dabei 
diejenigen Punkte, die durch die Kollisionsnormen des Genfer Kon-
fliktsabkommens (= Art. 91 bis 98 WG) nicht oder nicht eindeutig ge-
regelt worden sind. 

Zum besseren Verständnis der gegenwärtigen Rechtslage sollen aber 
zunächst Geschichte und Quellen des internationalen Wechselrechts 
sowie die Ergebnisse der materiellen Rechtsvereinheitlichung kurz 
dargestellt werden. In diesem Zusammenhang soll des weiteren auch 
die Frage untersucht werden, welche Auswirkungen sich aus der 
bislang erzielten und der möglicherweise noch zu erwartenden in-
ternationalen Vereinheitlichung des materiellen Wechselrechts für 
den Anwendungsbereich des Wechselkollisionsrechts ergeben. 

Im Anschluß daran soll auf die schuldrechtlichen und wirtschaftli-
chen Verhältnisse eingegangen werden, die der Begebung von Wech-
seln regelmäßig zugrunde liegen. In erster Linie ist dabei von Inter-
esse, welche Beziehungen auf kollisionsrechtlicher Ebene zwischen 
Wechselgeschäft und Kausalgeschäft bestehen. Ferner soll durch eine 
zusammenfassende Darstellung der typischen Verwendungsformen 
des Wechsels im modernen internationalen Wirtschaftsverkehr die 
praktische Relevanz des internationalen Wechselrechts deutlich ge-
macht werden. 

Der Hauptteil der Arbeit wird sich sodann mit den konkreten Rechts-
anwendungsfragen befassen, die im Zusammenhang mit grenzüber-
schreitenden Wechselrechtsverhältnissen auftreten. Der Aufbau der 
Untersuchung folgt dabei jedoch bewußt nicht der Reihenfolge der 
Art. 91 bis 98 WG, sondern ist nach rechtssystematischen Gesichts-
punkten - Begründung, Inhalt und Umfang der wechselrechtlichen 
Haftung, rechtsgeschäftlicher und gesetzlicher Erwerb der Rechte 
aus einem Wechsel, allgemeine Fragen des internationalen Wech-
selrechts - gegliedert, da gerade so die Unzulänglichkeiten der Art. 91 
bis 98 WG sowie die bei der Lückenfüllung zu berücksichtigenden Zu-

sionsrechts findet sich in der nach Abschluß der vorliegenden Arbeit veröf-
fentlichten Dissertation von Eschelbach, Deutsches Internationales Scheck-
recht, Mainz 1990. 



Vorbemerkung 3 

sammenhänge zwischen den verschiedenen Anknüpfungsfragen be-
sonders klar hervortreten. 





1. Teil 

Die Grundlagen des 
internationalen Wechselrechts 

I. Die Geschichte des internationalen Wechselrechts 

Die Geschichte des internationalen Wechselrechts vom ersten Auf-
kommen des Wechsels im Handelsverkehr bis heute läßt sich im we-
sentlichen in drei Phasen unterteilen, die eng mit dem jeweiligen 
Entwicklungsstand des materiellen Wechselrechts zusammenhängen. 

1. Zeitalter des gemeineuropäischen "ius mercatorum" 

Der Wechsel verdankt seine Entstehung den Bedürfnissen des mit-
telalterlichen Handelsverkehrs. Er ist eine Schöpfung der kaufmän-
nischen Praxis, um grenzüberschreitende Zahlungen in fremder 
Währung zu erleichtern. ̂  

Ursprünglich hatte ein Kaufmann, der Zahlungen an einem fremden 
Ort leisten mußte, keine andere Möglichkeit, als den geschuldeten 
Betrag in bar zu transportieren, was aufwendig und angesichts der 
unsicheren mittelalterlichen Verkehrsverhältnisse vor allem auch 
sehr risikoreich war. Außerdem war es nicht einfach, die für die ein-
zelnen Zahlungen benötigten Münzsorten zu beschaffen, denn es 
herrschte - entsprechend der territorialen Gliederung in zahlreiche 
Stadtstaaten und Kleinfürstentümer - eine außerordentliche Wäh-
rungszersplitterung. ̂  Es stellte daher für den grenzüberschreitenden 
Zahlungsverkehr eine wesentliche Vereinfachung dar, als allmählich 
der Wechselbrief aufkam, der den Tausch der geschuldeten Summe in 
die auswärtige Münzsorte vermittelte und außerdem den Kaufleuten 
den Transport von Bargeld ersparte. 

1 Baumbach /Hefermehl, Einleitung WG, Rz. 1; Brox, Handels- und Wertpapier-
recht, S. 236; Bloch, Effets de commerce, S. 5. 

2 Grünhut, Lehrbuch des Wechselrechts, S. 4; ders., Wechselrecht I, S. 32; Zöll-
ner, Wertpapierrecht, S. 54 f. 



6 Grundlagen des internationalen Wechselrechts 

Die ersten Wechsel wurden - zunächst in der Form von Eigenwech-
seln - etwa Mitte des 12. Jahrhunderts in den oberitalienischen Han-
delsstädten v e r w e n d e t . ̂  Der gezogenen Wechsel läßt sich seit dem 
13. Jahrhundert nachweisen.^ Auf dem Weg über Frankreich und die 
Niederlande führten die italienischen Händler und Bankiers den 
Wechsel in der Folgezeit allmählich auch in Deutschland und dem 
übrigen Nordeuropa ein, wo er sich rasch durchsetzte.® 

Obwohl der Wechsel gerade in seinen Anfängen typischerweise dem 
grenzüberschreitenden Geschäftsverkehr zu dienen bestimmt war, 
bestand dennoch lange Zeit kein Bedarf für die Entwicklung wechsel-
rechtlicher Kollisionsnormen. 

Dies ist darauf zurückzuführen, daß in den ersten Jahrhunderten das 
gesamte europäische Wechselgeschäft fast ausschließlich in den 
Händen beruflicher Geldwechsler, der sog. Campsoren®, lag.^ Die 
Campsoren unterhielten Zweigniederlassungen an allen wichtigen 
Handelsplätzen, standen untereinander in Geschäftsverbindung und 
setzten sich in den Wechselbriefen gegenseitig als Bezogene ein. So 
gelang es ihren mächtigen und privilegierten Korporationen, den sich 
ausweitenden Wechselverkehr innerhalb ihres geschlossenen Kreises 
zu monopolisieren, wobei ihnen auch zugute kam, daß die Ausfuhr 
von Geld in beinahe allen Staaten verboten war und die Warenhänd-
ler daher in großem Umfang auf die Vermittlung ihrer Zahlungen 
durch Geldwechsler angewiesen waren.® Ihre gegenseitigen Schulden 
und Forderungen rechneten die Campsoren auf speziellen - von den 
Warenmessen getrennten - Wechselmessen ab.® Um diese globale 
Abrechnung, die sog. Scontration, durchführen zu können, wurden 
die meisten Wechsel nicht auf eine der zahlreichen lokalen Währun-
gen ausgestellt, sondern auf Markenscudi, eine speziell für die Wech-
selmessen geschaffene Rechnungseinheit von konstanter Größe.-'-® 

3 Dabin, Fondements du droit cambiaire allemand, S. 7; Baumbach /Hefermehl, 
Einleitung WG, Rz. 1; Zöllner, Wertpapierrecht, S. 54. 

4 Ulmer, Recht der Wertpapiere, S. 164. 
5 Dabin, Fondements du droit cambiaire allemand, S. 7; Ulmer, Recht der Wert-

papiere, S. 165. 
6 Der Begriff "Campsor" leitet sich ab von spätlateinisch "cambire" = wechseln. 

Vgl. Ulmer, Recht der Wertpapiere, S. 163. 
7 Zöllner, Wertpapierrecht, S. 54; Ulmer, Recht der Wertpapiere, S. 164, 166. 
8 Grünhut, Lehrbuch des Wechselrechts, S. 8. 
9 Baumbach /Hefermehl, Einleitung WG, Rz. 1; Grünhut, Wechselrecht I, S. 38 -

40, 76 ff. 
10 Grünhut, Wechselrecht I, S. 76. 
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Rechtsstreitigkeiten, die im Zusammenhang mit dem Wechselverkehr 
auftraten, wurden vor den Zunftgerichten der Campsoren ausgetra-
gen. 

Diese Monopolisierung des Wechselverkehrs in der Hand der Camp-
soren hatte zur Folge, daß sich vor den Zunftgerichten und auf den 
Märkten und Messen für den Wechselbrief ein gleichmäßiger Han-
delsbrauch herausbildete, der als kaufmännisches Gewohnheitsrecht, 
"ius mercatorum", zu einem gemeinsamen Recht wurde, das unab-
hängig von lokalen Rechtsordnungen alle Wechselgeschäfte vom Mit-
telmeerraum bis zum Baltikum und von England bis nach Rußland 
beherrschte, ^ Gesetzeskonflikte, zu deren Bewältigung ein Wech-
selkollisionsrecht erforderlich gewesen wäre, traten daher in den er-
sten Jahrhunderten der Verwendung von Wechseln im internationa-
len Geschäftsverkehr nicht auf. 

2. Nationalisierung des Wechselrechts und Entwicklung von 
Kollisionsnormen 

Die Abwicklung der Wechselgeschäfte wurde grundlegenden Verän-
derungen unterworfen, als ab dem 16. Jahrhundert die Erfindung des 
Indossaments den Wechsel umlauffähiger und den Wechselverkehr 
flexibler m a c h t e . ^ 

Während der Wechsel zuvor nur die Vermittlung eines einzigen, be-
stimmten Zahlungsvorgangs ermöglicht hatte, konnte er nun von 
Hand zu Hand gehen und damit zur Tilgung einer Reihe von Zah-
lungsverpflichtungen verwertet werden. Gleichzeitig fand der Wech-
sel immer stärker als Kreditmittel Verwendung; seine ursprüngliche 
Funktion, die Zahlung von Fremdwährungsschulden zu erleichtern, 
t ra t demgegenüber mehr und mehr in den Hintergrund.-^ Vor allem 
aber versetzte die Möglichkeit der Übertragung durch Indossament 
den Wechselinhaber in die Lage, den Wechsel leicht und ohne Ein-

11 Grünhut, Wechselrecht I, S. 38, 44, 103; Rodière/Opetit, Droit commercial, S. 
11; Liesecke, WM 1973, S. 442; Bloch, Effets de commerce, S. 6; Dabin, Fon-
dements du droit cambiare allemand, S. 7. 

12 Ausführlich zur Entstehung des Indossaments: Grünhut, Wechselrecht I, S. 87 
ff. und Ulmer, Recht der Wertpapiere, S. 166 ff. 

13 Ulmer, Recht der Wertpapiere, S. 167. 
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Schaltung der Campsoren zu Geld zu machen. ̂  In der Folgezeit gin-
gen die Kaufleute dann zunehmend dazu über, ganz auf die Ver-
mittlung der Campsoren zu verzichten und selbst Wechsel auszu-
stellen.15 

Mit dem Aufkommen kaufmännischer Außermeßwechsel verloren die 
Campsoren und ihre Wechselmessen an Bedeutung, die Beherr-
schung des Wechselgeschäfts durch die Bankiers und ihr bestimmen-
der Einfluß auf das Wechselrecht ließen nach.1® Allmählich führte so 
die Emanzipation der Kaufleute zum Zusammenbruch des bis dahin 
von den Campsorenorganisationen kontrollierten einheitlichen Wech-
serechtssystems. 

Während bis zum Ende des 15. Jahrhunderts das Wechselrecht meist 
nur in den Statuten der kaufmännischen Korporationen aufgezeich-
net war1^, brachte die durch die Verdrängung der Campsoren ent-
standene Rechtsunsicherheit die Notwendigkeit mit sich, das 
Wechselrecht gesetzlich festzuschreiben und den jeweiligen lokalen 
Bedürfnissen anzupassen. Dies führte vor allem seit Beginn des 17. 
Jahrhunderts zu einer regen Wechselgesetzgebung an praktisch allen 
bedeutenderen Handelsplätzen Europas. Innerhalb weniger Jahr-
zehnte wurden überall lokale, voneinander abweichende Partikular-
rechte geschaffen, die an die Stelle des gemeineuropäischen "ius mer-
catorum" traten.1® 

So wurde in Deutschland die erste Wechselordnung bereits im Jahre 
1603 in Hamburg eingeführt.1® Von den zahlreichen in der Folgezeit 
erlassenen Gesetzen sind insbesondere die Wechselordnung von 
Nürnberg (1621 bzw. 1654), die Wechselordnung von Augsburg (1665) 
und die Wechselordnung von Leipzig (1682) zu erwähnen, die vielen 
anderen Städten als Vorbild dienten.^ 

14 Grünhut, Wechselrecht I, S. 95. 
15 Grünhut, Wechselrecht I, S. 103; Zöllner, Wertpapierrecht, S. 55. 
16 Grünhut, Lehrbuch des Wechselrechts, S. 13. 
17 Grünhut, Wechselrecht I, S. 44 f. 
18 Vgl. Zusammenstellung der wichtigsten Wechselgesetze und weitere Nach-

weise bei Grünhut, Wechselrecht I, S. 105 - 112. 
19 Grünhut, Wechselrecht I, S. 47. 
20 Vgl. Grünhut, Wechselrecht I, S. 105 ff. 
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Da aber auch nach der Verdrängung des einheitlichen kauf-
männischen Gewohnheitsrechts Wechsel im grenzüberschreitenden 
Handelsverkehr vielfach Verwendung fanden, hatte das Nebeneinan-
der unzähliger Wechselordnungen mit beschränktem Geltungs-
bereich zwangsläufig das Entstehen von Gesetzeskonflikten zur 
Folge. Um diese Rechtsanwendungsprobleme lösen zu können, muß-
ten ergänzend zu den lokalen materiellen Wechselrechten wechsel-
rechtliche Kollisionsregeln entwickelt werden. 

Erste Kollisonsnormen lassen sich schon in den Wechselordnungen 
des 17. Jahrhunderts nachweisen, was deutlich macht, daß das Pro-
blem der Bewältigung von Gesetzeskollisionen schnell große prakti-
sche Bedeutung erlangt hatte. Anknüpfungsregeln enthielten z.B. die 
Willküre von Amsterdam vom 31.7.1600, die Wechselordnung von 
Middelburg vom 4.9.1660 und die dänische Wechselordnung vom 
21.3.1681. In deutschen Wechselgesetzen sind Kollisionsregeln seit 
dem 18. Jahrhundert zu finden, und zwar z.B. in der Wechselordnung 
von Hamburg vom 1.3.1711, der Wechselordnung von Altenburg von 
1720, dem Preußischen Landrecht vom 5.2.1794 und der Wechselord-
nung von Weimar vom 20.4.1819.^1 Insgesamt handelte es sich dabei 
aber nur um punktuelle gesetzliche Regelungen, so daß die Entwick-
lung des internationalen Wechselrechts im wesentlichen Aufgabe der 
Rechtsprechung blieb. 

3. Nationale und internationale Vereinheitlichung des 
internationalen Wechselrechts 

Da die Zersplitterung des Wechselrechts sich nachteilig auf die Leich-
tigkeit des expandierenden Handels auswirkte, wurde bereits im 19. 
Jahrhundert die Notwendigkeit der Rechtsvereinheitlichung erkannt. 
Diese Vereinheitlichungsbemühungen erfaßten neben dem materi-
ellen Wechselrecht auch das Wechselkollisionsrecht. 

21 Nachweise im einzelnen bei Grünhut, Wechselrecht I, S. 236. 
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a) Vereinheitlichung des Wechselkollisionsrechts in 
Deutschland 

In Deutschland hatte die Entwicklung des geschriebenen Wechsel-
rechts aufgrund der politischen Gliederung in souveräne Kleinstaa-
ten auch intern zu einer starken Rechtszersplitterung g e f ü h r t . 

Noch Mitte des 19. Jahrhunderts galten hier nebeneinander 56 ver-
schiedene Wechselordnungen.^ 

Besonders deutlich wurde die Notwendigkeit, ein einheitliches Wech-
selgesetz einschließlich kollisionsrechtlicher Vorschriften zu schaffen, 

9A nach Gründung des Deutschen Zollvereins im Jahre 1834. 

Eine auf Einberufung Preußens ab dem 20.10.1847 in Leipzig ta-
gende deutsch-zwischenstaatliche Kommission entwarf eine All-
gemeine Deutsche Wechselordnung, die am 27.11.1848 von der Deut-
schen Nationalversammlung in Frankfurt als Reichsgesetz veröffent-
licht wurde. Zu ihrer Geltung als Reichsgesetz kam es aufgrund der 
weiteren politischen Entwicklungen zwar zunächst nicht, sie wurde 
aber nachfolgend in allen deutschen Ländern einschließlich Oster-
reich und Liechtenstein als Landesgesetz e i n g e f ü h r t . A m 5.9.1869 
wurde die Allgemeine Deutsche Wechselordnung Bundesgesetz des 
Norddeutschen Bundes und am 16.4.1871 schließlich Reichsgesetz. 
Sie galt - ergänzt durch die Nürnberger Novellen von 1908 - bis zur 
ihrer Ablösung durch das Wechselgesetz von 1933. 

Die Allgemeine Deutsche Wechselordnung regelte nicht nur das ma-
terielle Wechselrecht, sondern enthielt in den Art. 84 bis 86 auch spe-

2 2 Im Vergleich dazu hatte Frankreich, das früh über eine starke, zentrale 
Staatsgewalt verfügte, bereits durch die berühmte Ordonnance du commerce 
vom März 1673 ein einheitliches Wechselgesetz erhalten. Die Ordonnance du 
commerce wurde am 20.9.1807 durch den Code de commerce abgelöst, der 
ebenfalls das Wechselrecht für ganz Frankreich einheitlich regelte. Vgl. 
Grünhut, Wechselrecht I, S. 106 und 110 und Ulmer, Recht der Wertpapiere, 
S. 168. Ausführlich zu beiden Gesetzen Roblot, Effets de commerce, S. 34 ff. 

23 Zöllner, Wertpapierrecht, S. 56. Die verschiedenen deutschen Wechselord-
nungen sind im einzelnen aufgeführt bei Grünhut, Wechselrecht I, S. 105 - 112 
m.w.N. 

2 4 Der Deutsche Zollverein bestand seit dem 1.1.1834 zwischen Preußen, Hessen-
Darmstadt, Kurhessen, Bayern, Württemberg, Sachsen und den thüringischen 
Staaten. 1836 traten Baden, Nassau und Frankfurt am Main und 1842 
Luxemburg, Braunschweig und Lippe bei. 1854 folgten Hannover und 
Oldenburg. 

25 Schnitzer, Internationales Handels-, Wechsel- und Checkrecht, S. 363. 
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